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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. November 1965 

II/l — 68070 — 6126/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Beseitigung von Dis- 
kriminierungen auf dem Gebiet der Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 29. Oktober 1965 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Beseitigung von Diskriminierungen auf dem Gebiet 
der Frachten und Beförderungsbedingungen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 7, 75 und 79 Absatz 2, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Verkehrswesen stellen die Differenzierungen 
von Frachten und Beförderungsbedingungen sowie 
andere Praktiken, die den freien Waren- und Dienst- 
leistungsverkehr beeinträchtigen könnten und auf- 
grund des Herkunfts- oder Bestimmungslandes der 
beförderten Güter oder der Staatsangehörigkeit des 
Verkehrsnutzers angewandt werden, Diskriminie- 
rungen dar, die die Verwirklichung und das gute 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes hemmen. 

Nach Artikel 79 Absatz 1 des Vertrages und der 
gemäß Absatz 3 dieses Artikels erlassenen Verord- 
nung Nr. 11 sind „alle Diskriminierungen verboten, 
die darin bestehen, daß ein Verkehrsunternehmer 
in denselben Verkehrsverbindungen für die glei- 
chen Güter je nach ihrem Herkunfts- oder Bestim- 
mungsland unterschiedliche Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen anwendet"; die Verordnung 
Nr. 11 bleibt weiter anwendbar. 

Aufgrund von Artikel 79 Absatz 2 kann der Rat 
gemäß Artikel 75 Absatz 1 sonstige Maßnahmen 
für das Verbot von Diskriminierungen treffen. 

Nach Artikel 7 des Vertrages sind alle Diskrimi- 
nierungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
verboten. Der Rat kann Regelungen für das Verbot 
solcher Diskriminierungen treffen. 

Es ist daher notwendig, diese Diskriminierungen 
und die Einführung von Tarifen oder die Festset- 
zung von Preisen und Bedingungen gleich welcher 
Art, deren Anwendung eine solche Diskriminierung 
darstellt, zu verbieten, soweit sie nicht bereits nach 
Artikel 79 Absatz 1 des Vertrages und der Verord- 
nung Nr. 11/60 untersagt sind; zu diesem Zweck 
müßte auch die Beseitigung von Diskriminierungen 
wie etwa die von Spediteuren, Vermittlern von Be- 
förderungsleistungen und von Unternehmen, die 
unmittelbar Hilfsverrichtungen leisten, angewand- 
ten Preise und Bedingungen vorgesehen werden; 
hiermit soll nämlich verhindert werden, daß durch 


die für ihre Leistungen praktizierten Preise und Be- 
dingungen das für die Verkehrsunternehmer in 
Aussicht genommene Diskriminierungsverbot um- 
gangen wird. 

Differenzierungen nach dem Herkunfts- oder Be- 
stimmungsland der beförderten Güter, die durch 
das eigenwirtschaftliche Interesse der Unternehmen, 
insbesondere durch die tatsächliche Wettbewerbs- 
lage oder die technischen Eigenarten der betreffen- 
den Verkehre gerechtfertigt sind, sind rechtsmäßige 
Handelspraktiken und daher nicht zu verbieten. 

Um jeden Mißbrauch bei der Beurteilung von 
Differenzierungen aufgrund des Herkunfts- oder Be- 
stimmungslandes des beförderten Gutes zu vermei- 
den, die mit potentiellem Wettbewerb begründet 
werden, muß die Kommission zuvor deren Berech- 
tigung prüfen. Dies kann ohne Nachteil für die be- 
troffenen Unternehmen durchgeführt werden. 

Damit die Kommission die in dieser Verordnung 
verbotenen Diskriminierungen feststellen kann, sind 
Verkehrsunternehmer, Spediteure, Vermittler von 
Beförderungsleistungen und Unternehmen, die Hilfs- 
verrichtungen für Verkehrsunternehmen leisten, so- 
wie die Verkehrsnutzer gehalten, die notwendigen 
Auskünfte zu erteilen und sich Kontrollen zu unter- 
werfen, um die Überprüfung der angewandten 
Preise und Bedingungen zu gewährleisten. Die Kom- 
mission muß die Einhaltung dieser Verpflichtungen 
durch Sanktionen gewährleisten können. 

Die Kommission muß durch Auferlegen von Geld- 
bußen die Beachtung der Diskriminierungsverbote 
nach dieser Verordnung sicherstellen können. 

Gemäß Artikel 172 des Vertrages soll dem Ge- 
richtshof die Befugnis zu unbeschränkter Ermessens- 
nachprüfung für die Sanktionsentscheidungen der 
Kommission übertragen werden. 

Vom Anwendungsbereich dieser Verordnung sind 
nur die Frachten und Beförderungsbedingungen für 
Güter der Anlagen I und III des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl ausgenommen; es sollen jedoch andere, 
im EGKS-Vertrag nicht erfaßte diskriminierende 
Praktiken verboten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Es ist verboten, daß Verkehrsunternehmer, Spe- 
diteure, Vermittler von Beförderungsleistungen oder 
Unternehmen, die unmittelbar Hilfsverrichtungen 
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leisten, für die gleichen Güter je nach ihrem Her- 
kunfts- oder Bestimmungsland oder nach der Staats- 
angehörigkeit des Verkehrsnutzers unterschiedliche 
Preise und Bedingungen gleich welcher Art anwen- 
den oder festsetzen oder diese unterschiedlich 
behandeln. 

2. Dieses Verbot gilt insbesondere für: 

a) Differenzierungen von Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen auf einer nationalen Strecke 
zwischen dem Binnenverkehr eines Mitglied- 
staates und dem Wechselverkehr zwischen Mit- 
gliedstaaten; 

b) Differenzierungen von Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen für Transporte von oder nach 
Seehäfen oder diesen in tariflicher Hinsicht 
gleichgestellten Häfen der Gemeinschaft, die sich 
ergeben aus: 

— der Beschränkung von 

1. Ausnahmetarifen mit allgemeinem Gel- 
tungsbereich, 

2. Frachten und Beförderungsbedingungen 
aufgrund einer Nullregulierung, einer Port 
Egualization oder eines gleichartigen Sy- 
stems, wenn ein oder mehrere Häfen in 
einem anderen Mitgliedstaat sich in glei- 
cher Lage befinden, 

— bestimmte Sonderfrachten oder -beförde- 
rungsbedingungen nur für die nationalen Hä- 
fen, während es im Eigeninteresse des Ver- 
kehrsunternehmers läge, sie gleichfalls auf 
den Verkehr nach und von den Häfen eines 
anderen Mitgliedstaates anzuwenden; 

c) Differenzierungen auf dem Gebiet der Schiff- 
fahrts- und Hafenabgaben sowie der Preise und 
Bedingungen für bestimmte Dienstleistungen, 
insbesondere bei der Gewährung von Sonder- 
bedingungen, bei Benutzungsgebühren für Um- 
schlagsanlagen, bei Schleppgebühren und bei 
den Gebühren für Miete und Benutzung von Pri- 
vatmaterial; 

d) Differenzierungen, die sich aus Wegevorschrif- 
ten, die nicht durch eine gesunde Verkehrslen- 
kung gerechtfertigt sind, oder die sich aus an- 
deren Maßnahmen ergeben, die die Beförderung 
auf einer oder mehreren Strecken von oder nach 
anderen Mitgliedstaaten behindern könnten. 

3. Die vorstehend bezeichneten Tätigkeiten des 
Spediteurs, des Vermittlers von Beförderungslei- 
stungen oder der Unternehmen, die unmittelbar 
Hilfsverrichtnungen leisten, werden im Anhang die- 
ser Verordnung aufgezählt. 

Artikel 2 

1. Diese Verordnung gilt mit Ausnahme des Ar- 
tikels 4 für alle Güterbeförderungen im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr, deren Versand- 
und Bestimmungsort innerhalb der Gemeinschaft 
liegen. Sie gilt außerdem für damit zusammenhän- 
gende Hilfsverrichtungen. 


2. Diese Verordnung gilt auch für die auf den 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr ent- 
fallenden Teilstrecken einer Beförderung, wenn das 
Gut auf anderen Teilstrecken von anderen Ver- 
kehrsträgern befördert wird. Sie gilt nicht für die 
Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß Ar- 
tikel 70 des Vertrages über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. 

Artikel 3 

Wird eine Beförderung aufgrund eines einzigen 
Beförderungsvertrages nacheinander von mehreren 
Verkehrsunternehmern ausgeführt, so gilt diese 
Verordnung für jeden dieser Verkehrsunternehmer 
für die von ihm befahrene Strecke. 


Artikel 4 

Die Kommission kann von Amts wegen oder auf 
Antrag eines Mitgliedstaates nach Beratung mit al- 
len beteiligten Mitgliedstaaten Entscheidungen er- 
lassen, um auf dem Gebiet der im Verkehr ange- 
wandten Preise und Bedingungen die Differenzie- 
rungen aufgrund des Herkunfts- oder Bestimmungs- 
landes der beförderten Güter oder der Staatsange- 
hörigkeit des Verkehrsnutzers zu beseitigen, wenn 
der Anwendungsbereich dieser Preise und Bedin- 
gungen auf den Verkehr mit dritten Ländern oder 
zwischen dritten Ländern im Durchgang durch die 
Gemeinschaft beschränkt ist und soweit diese den 
Interessen der Gemeinschaft entgegenstehen. Die 
Kommission berücksichtigt beim Erlaß dieser Ent- 
scheidungen, daß der Handel zwischen der Gemein- 
schaft und dritten Ländern gefördert werden muß 
und der Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten 
nicht beeinträchtigt werden darf. 

Artikel 5 

Die in Artikel 1 genannten Verbote treten am 
in Kraft (6 Monate nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung). Jedoch bereits nach In- 
krafttreten dieser Verordnung treffen die Mitglied- 
staaten keine Maßnahmen mehr, die nach Artikel 1 
Absatz 2 a) verboten sind. 

Artikel 6 

1. Differenzierungen nach dem Herkunfts- oder Be- 
stimmungsland der beförderten Güter oder der 
Staatsangehörigkeit des Verkehrsnutzers, die durch 
das eigenwirtschaftliche Interesse der Unternehmen, 
insbesondere durch die tatsächliche Wettbewerbs- 
lage oder die technischen Eigenarten der betreffen- 
den Verkehre gerechtfertigt sind, verstoßen nicht 
gegen die Bestimmungen dieser Verordnung. 

2. Im Verkehr angewandte Preise und Bedingun- 
gen mit Differenzierungen nach Absatz 1, die mit 
potentiellem Wettbewerb begründet werden, sind 
der Kommission zur vorherigen Prüfung vorzulegen. 
Stellt die Kommission fest, daß diese Differenzie- 
rungen nicht gerechtfertigt sind, so verbietet sie 
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diese durch eine Entscheidung, die dem betroffenen ' 
Unternehmen innerhalb von 90 Tagen nach Eingang ' 
der Mitteilung bekanntgegeben wird. 

Artikel 7 

1. Die Regierungen übermitteln der Kommission 

bis zum (6 Monate nach Inkraft- 

treten dieser Verordnung) die in Artikel 6 genann- 
ten Differenzierungen, die in ihrem Lande am .... 

, . . , bestehen (1 Monat vor dem Datum der ge- 
nannten Mitteilung). Ferner sind ihr alle Maßnah- 
men dieser Art, die später getroffen werden sollten, 
unverzüglich mitzuteilen. 

2. Verkehrsunternehmer, Spediteure oder Vermitt- 
ler von Beförderungsleistungen und andere Unter- 
nehmer, die unmittelbar Hilfsverrichtungen leisten, 

sind gehalten, ihren Regierungen bis zum 

(4 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung) alle 
zweckdienlichen Angaben über die in Absatz 1 ge- 
nannten Differenzierungen mitzuteilen und sie un- 
verzüglich über alle Maßnahmen dieser Art, die 
später getroffen werden sollten, zu unterrichten. 

Artikel 8 

1. Die Kommission prüft von Amts wegen oder auf 
den mit Gründen versehenen Antrag eines Mitglied- 
staates hin die in Artikel 3 dieser Verordnung ge- 
nannten Diskriminierungsfälle. 

2. Die Regierungen und die in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Unternehmen sowie die beteiligten Ver- | 
kehrsnutzer übermitteln auf Ersuchen der Kommis- ; 
sion innerhalb der von ihr festgesetzten Frist alle : 
Angaben, die sie zur Überprüfung der in Artikel 1, 

4 und 6 dieser Verordnung genannten Differenzie- 
rungen für notwendig erachtet. 

3. Die Angaben in den Dokumenten nach Artikel 6 
der Verordnung Nr. 11 können gleichfalls zur Durch- 
führung dieser Verordnung verwertet werden. 

4. Stellt die Kommission nach Anhören des be- 
troffenen Unternehmens fest, daß eine Differenzie- 
rung nicht gerechtfertigt ist, erläßt sie die erforder- 
lichen Entscheidungen nach Beratung mit allen be- 
teiligten Mitgliedstaaten. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten überwachen die Einhaltung 
der den Unternehmen nach Artikel 7 Absatz 2 die- 
ser Verordnung obliegenden Verpflichtungen. 

Sie treffen zu diesem Zweck bis zum ... (6 Mo- 
nate nach Inkrafttreten dieser Verordnung) nach 
Anhörung der Kommission die erforderlichen Maß- 
nahmen. 

Artikel 10 

1. Die Kommission kann, soweit sich dies zur 
Durchführung dieser Verordnung als erforderlich 
erweist, ihre Bediensteten oder Sachverständigen 


beauftragen, Kontrollen mit dem Ziel vorzunehmen, 
die Einhaltung der den Unternehmen und Verkehrs- 
nutzern nach Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 8 dieser 
Verordnung auferlegten Pflichten zu überprüfen 
und zu überwachen. Die Beauftragten der Kommis- 
sion verfügen zu diesem Zweck über folgende 
Rechte und Befugnisse: 

a) Prüfung der Bücher und anderer Geschäftsunter- 
lagen der Unternehmen und der Verkehrs- 
nutzer; 

b) Anfertigung von Abschriften oder Auszügen aus 
den Büchern und Unterlagen an Ort und Stelle; 

c) Zutritt zu allen Räumlichkeiten, Grundstücken 
und Fahrzeugen der betreffenden Unternehmen 
und Verkehrsnutzer; 

d) Anforderung jeder Erklärung zu den Büchern 
und Geschäftsunterlagen. 

Die Beauftragten der Kommission üben diese 
Rechte unter Vorlage eines schriftlichen Auftrags 
aus, aus dem Gegenstand und Zweck der Kontrolle 
hervorgehen. Die Kommission gibt dem betreffen- 
den Mitgliedstaat rechtzeitig den Kontrollauftrag 
und die mit seiner Durchführung beauftragten Per- 
sonen bekannt. 

Bedienstete des Staates, auf dessen Hoheitsgebiet 
die Kontrolle stattfindet, unterstützen auf dessen 
Antrag oder auf Antrag der Kommission die Beauf- 
tragten der Kommission bei der Erfüllung ihrer 
Aufgabe. 

Widersetzt sich ein Unternehmen oder ein Ver- 
kehrsnutzer einer in dieser Verordnung vorgesehe- 
nen Kontrolle, so gewährt der betreffende Mitglied- 
staat den Beauftragten der Kommission die erfor- 
derliche Unterstützung, damit diese ihre Kontroll- 
aufgaben durchführen können. Die Mitgliedstaaten 
treffen zu diesem Zweck bis zum ... (6 Monate nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung) nach Anhörung 
der Kommission die erforderlichen Maßnahmen. 

2. Alle an einer Kontrolle nach diesem Artikel be- 
teiligten Personen sind zur Wahrung des Berufs- 
geheimnisses gemäß Artikel 214 des Vertrages ver- 
pflichtet. 

Artikel 11 

1. Die nach Artikel 7, 8, 9 und 10 erhaltenen Aus- 
künfte dürfen nur zur Durchführung dieser Verord- 
nung verwertet werden. 

2. Die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen 
dafür, daß alle ihnen aufgrund der Artikel 7, 8, 9 
und 10 bekanntgewordenen Tatsachen vertraulich 
behandelt werden. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission und vor dem ... (6 Monate nach In- 
krafttreten dieser Verordnung) geeignete Sank- 
tionsvorschriften für: 

a) Unternehmen, die auf ein Auskunftsverlangen 
ihrer Regierung nicht innerhalb der festgesetzten 
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Frist die in Artikel 7 vorgesehenen Auskünfte 
erteilt haben; 

b) Unternehmen, die ihrer Regierung wissentlich 
falsche Auskünfte erteilt haben. 


Artikel 13 

1. Erteilt ein Unternehmen oder ein Verkehrsnut- 
zer die gemäß Artikel 8 verlangten Auskünfte nicht 
innerhalb der festgesetzten Frist oder erteilt er un- 
vollständige oder falsche Auskünfte, verlangt die 
Kommission sie im Wege einer Entscheidung. In 
dieser Entscheidung werden die geforderten Aus- 
künfte, eine geeignete Frist, binnen der diese An- 
gaben zu erteilen sind, und die in Absatz 2 vorge- 
sehenen Sanktionen präzisiert sowie auf die Mög- 
lichkeit der Klage beim Gerichtshof hingewiesen. 

2. Wird die in Absatz 1 vorgesehene Entscheidung 
nicht beachtet, so kann die Kommission gegen das 
Unternehmen eine Entscheidung erlassen, die eine 
Sanktion von 10 bis 500 Rechnungseinheiten ver- 
hängt, und eine neue Frist zur Erteilung der ver- 
langten Auskünfte festsetzen. Hat das Unternehmen 
oder der Verkehrsnutzer innerhalb dieser neuen 
Frist die verlangten Auskünfte nicht erteilt, so kann 
die Kommission erneut eine Sanktion verhängen. 

3. Beachtet ein Unternehmen nicht die Bestimmun- 
gen des Artikels 6 Absatz 2, so kann die Kommis- 
sion durch eine Entscheidung gegen ihn eine Geld- 
buße bis zu 10 000 Rechnungseinheiten verhängen. 

Artikel 14 

Ordnung verbotenen Differenzierung kann die 

Für jeden Fall einer nach Artikel 1 dieser Ver- 
Kommission im Rahmen der in Artikel 4 und 8 vor- 
gesehenen Entscheidungen gegen das betreffende 
Unternehmen eine Geldbuße bis zu einem Höchst- 
betrag von 10 000 Rechnungseinheiten verhängen, 
nachdem sie ihm Gelegenheit gegeben hat, seine 
Einwendungen vorzubringen. 

Artikel 15 

Die Kommission übermittelt den in Betracht kom- 
menden Mitgliedstaaten zur Unterrichtung eine Ab- 


schrift der aufgrund der Artikel 13 und 14 getroffe- 
nen Entscheidungen. 

Die Entscheidungen aufgrund der Artikel 13 und 
14 sind nicht strafrechtlicher Art. 

Artikel 16 

Für die Anwendung der Artikel 13 und 14 gilt 
die für die Aufstellung des Haushaltsplans der Ge- 
meinschaft gemäß den Artikeln 207 und 209 des 
Vertrages maßgebende Rechnungseinheit. 

Artikel 17 

Die Unternehmen sind ungeachtet ihrer öffentlich- 
rechtlichen oder privatrechtlichen Rechtsform für 
ihre Bediensteten hinsichtlich der Beachtung dieser 
Verordnung verantwortlich. Dies gilt auch für die in 
dieser Verordnung vorgesehenen Sanktionen. 

Artikel 18 

Die von der Kommission aufgrund der Artikel 13 
und 14 verhängten Sanktionen werden gemäß Arti- 
kel 192 des Vertrages vollstreckt. Die in Vollstrek- 
kung dieser Sanktionsentscheidungen erhobenen 
Beträge werden an die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft dbgeführt und in deren Haushalt als 
Einnahmen ausgewiesen. 

Artikel 19 

Nach Maßgabe des Artikels 172 des Vertrages 
wird dem Gerichtshof hinsichtlich der Sanktionen 
gemäß Artikel 13 und 14 die Befugnis zu unbe- 
schränkter Ermessensnachprüfung übertragen. Die 
Kommission kann die Vollstreckung der Sanktion 
erst nach Ablauf der Klagefrist betreiben. 

Artikel 20 

Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission die zur Durchführung dieser Verord- 
nung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften. 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. Sie ist in 
allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar 
in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Eines der Ziele des Vertrages von Rom ist die fort- 
schreitende Beseitigung der Beschränkung im inter- 
nationalen Warenverkehr. Um dieses Ziel zu errei- 
chen, sind die Hindernisse, die der Errichtung und 
dem guten Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
entgegenstehen, zu beseitigen, und zwar insbeson- 
dere auf dem Verkehrsgebiet die Diskriminierungen 
jeder Art aus Gründen der Staatsangehörigkeit oder 
aufgrund der Herkunft oder Bestimmung der Güter. 

Der Vertrag bildet hierfür die Rechtsgrundlage in 
den Artikeln 7, 75 und 79. 

Artikel 7, der allgemein anwendbar ist, bestimmt, 
daß „unbeschadet besonderer Bestimmungen dieses 
Vertrages in seinem Anwendungsbereich jede Dis- 
kriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
verboten ist". 

Nach Artikel 79 Absatz 1 sind „im Verkehr inner- 
halb der Gemeinschaft die Diskriminierungen zu be- 
seitigen, die darin bestehen, daß ein Verkehrsunter- 
nehmer auf denselben Verkehrsverbindungen für die 
gleichen Güter je nach ihrem Herkunfts- oder Be- 
stimmungsland unterschiedliche Frachten und Beför- 
derungsbedingungen anwendet". Um die Durchfüh- 
rung dieser Vertragsbestimmung zu gewährleisten, 
hat der Rat die Verordnung Nr. 11/60') erlassen. 
Nach dieser Verordnung konnte ab 1. Juli 1961 eine 
bedeutende Anzahl von Diskriminierungen auf dem 
Gebiet der Preise und Beförderungsbedingungen auf- 
gehoben oder geändert werden. 

Wegen des restriktiven Charakters des Artikels 79 
Absatz 1 sowie folglich auch der Verordnung Nr. 
11/60 und wegen verschiedener unterschiedlicher 
Auslegungen, die sich beim Vollzug dieser Bestim- 
mungen ergeben haben, konnte eine bedeutende 
Gruppe von diskriminierenden Tarifen nicht besei- 
tigt werden. Es handelte sich insbesondere um Aus- 
nahmetarife, die entweder nur auf den Binnenver- 
kehr eines Mitgliedstaates beschränkt waren oder 
die für die Ausfuhr, Einfuhr oder die Durchfuhr eines 
Mitgliedstaates, jedoch nicht im Binnenverkehr an- 
gewendet wurden. Diese Tarife würden den inner- 
gemeinschaftlichen Warenaustausch beträchtlich 
hemmen und ein Hindernis für die Verwirklichung 
und das gute Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes darstellen. 

Alle Mitgliedstaaten stimmten darin überein, daß 
diese Tarife unverzüglich zu beseitigen seien. So 
wurden durch eine konkrete Aktion, genannt „Ge- 
meinsames Vorgehen", insgesamt 251 solche Tarife 
innerhalb der Gemeinschaft aufgehoben oder ge- 
ändert. 


Ü veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 52 vom 16. August 1960 


Um die Einführung weiterer solcher Tarife zu ver- 
hüten, muß diesem Vorgehen eine unangreifbare 
juristische Grundlage gegeben werden. 

Da Artikel 79 Absatz 2 des Vertrages vorsieht, daß 
„Absatz 1 sonstige Maßnahmen nicht ausschließt, die 
der Rat gemäß Artikel 75 Absatz 1 treffen kann", 
läßt sich eine Verordnung, die diese Gruppe von dis- 
kriminierenden Beförderungsentgelten und -Bedin- 
gungen aufhebt, auf diese Bestimmung stützen. 

Es erschien außerdem notwendig, sich nicht nur auf 
die Beseitigung von durch das „Gemeinsame Vorge- 
hen" erfaßten Diskriminierungen auf dem Gebiet der 
Frachten und Beförderungsbedingungen zu beschrän- 
ken, sondern in dieser Verordnung auch die Aufhe- 
bung anderer Diskriminierungen vorzusehen, z. B. 
bei den Preisen und Bedingungen der Spediteure, 
Vermittler von Beförderungsleistungen oder der Un- 
ternehmen, die unmittelbar Hilfsverrichtungen lei- 
sten. Die von diesen erbrachten Leistungen bilden 
einen wesentlichen Teil der Beförderung oder stehen 
in unmittelbarem Zusammenhang mit ihr. Es muß 
daher vermieden werden, daß durch die Preise und 
Bedingungen für diese Leistungen das Diskriminie- 
rungsverbot auf dem Gebiet der Frachten und 
Beförderungsbedingungen umgangen werden kann. 
In bestimmten Mitgliedstaaten werden einige 
dieser Unternehmen wie Verkehrsunternehmen be- 
handelt, in anderen wiederum nicht; diese Unter- 
nehmen müssen also in allen Mitgliedstaaten gleich 
behandelt werden und dürfen sich nicht in bestimm- 
ten Mitgliedstaaten dem Diskriminierungsverbot 
entziehen. 

Es könnte wünschenswert erscheinen, ein allgemei- 
nes Diskriminierungsverbot auf dem Verkehrssektor 
vorzusehen. Bei der gegenwärtigen Lage ist jedoch 
ein solches Verbot nicht mötglich, da bestimmte Pro- 
bleme nur im Rahmen der gemeinsamen Verkehrs- 
politik geregelt werden können. So kann die Frage 
der Differenzierungen zwischen bestimmten Binnen- 
und internationalen Frachten allein durch eine ge- 
meinsame Tarifregelung gelöst werden. Diese Diffe- 
renzierungen beruhen nicht auf einer unterschied- 
lichen Behandlung aufgrund des Herkunfts- oder Be- 
stimmungslandes der beförderten Güter oder aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit der Verkehrs- 
nutzer, sondern ergeben sich aus den verschiedenen 
Preisbildungssystemen im gesetzlich geregelten Bin- 
nenverkehr und im freien internationalen Verkehr 
in der Binnenschiffahrt und im Güterkraftverkehr. 
Obwohl diese Verordnung viel weiter geht als die 
Verordnung Nr. 11, löst sie nicht vollständig das Pro- 
blem der Differenzierungen auf dem Verkehrssektor. 
Dieses kann eine vollständige Lösung nur im Rah- 
men einer Regelung des Preissystems im Verkehr 
finden. 

Diese Verordnung greift nicht der Entwicklung 
voraus, die sich aus dem späteren Erlaß von Verord- 
nungen auf dem Tarifgebiet ergeben könnte. Wird 
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durch diese Bestimmungen und die nach Artikel 10 
der Verordnung Nr. 11/60 zu treffenden Entscheidun- 
gen eine ausreichende Veröffentlichung erreicht, so 
erleichtert das die Durchführung dieser Verordnung 
und schränkt die Kontrolle bei den Unternehmen und 
Verkehrsnutzern ein. 


11. Besonderer Teil 

Artikel 1 

Absatz 1 dieses Artikels sieht in einer allgemeinen 
Bestimmung das Verbot von Differenzierungen vor, 
die aufgrund des Herkunfts- oder Bestimmungslan- 
des der beförderten Güter oder der Staatsangehö- 
rigkeit des Verkehrsnutzers von den Verkehrsunter- 
nehmern oder den im Anhang dieser Verordnung 
aufgeführten Unternehmen des Verkehrshilfsgewer- 
bes angewandt werden. 

Unter diese Bestimmungen fallen: 

a) Differenzierungen bei den Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen oder unterschiedliche Behand- 
lung für die gleichen Güter aufgrund des Her- 
kunfts- oder Bestimmungslandes oder der Staats- 
angehörigkeit des Verkehrsnutzers. 

Beispiel: An einem Ort E wird für Beförde- 
rungen von A, aber nicht für die von B, eine Vor- 
zugsbehandlung gewährt, obwohl A und B nur 
durch eine Staatsgrenze getrennte Nachbarorte 
sind; 

b) Differenzierungen aufgrund des Herkunfts- oder 
Bestimmungslandes der beförderten Güter oder 
der Staatsangehörigkeit des Verkehrsnutzers bei 
den Preisen und Bedingungen, die die Spediteure 
und Vermittler von Beförderungsleistungen oder 
die Unternehmen anwenden, die unmittelbar 
Hilfsverrichtungen leisten (die Tätigkeiten sind 
im Anhang auf geführt). 

Beispiel: Bestimmte unentgeltliche Leistun- 
gen aufgrund der Staatsangehörigkeit des Ver- 
kehrsnutzers. 

c) Differenzierungen bei den Preisen und Bedin- 
gungen oder unterschiedliche Behandlung infolge 
einer Sonderklausel mit gleicher Wirkung wie 
eine Staatsangehörigkeitsklausel. 

Beispiel; Frachten für Beförderungen von 
oder nach einem Bahnhof, der unmittelbar eine 
nationale Produktionsstätte bedient, die aber 
nicht auf entsprechende, durchgehend abgefer- 
tigte Beförderungen von oder nach anderen Mit- 
gliedstaaten angewandt werden. 

Absatz 2 führt darüber hinaus — jedoch nicht er- 
schöpfend — einige Fälle auf, zu denen folgendes 
zu sagen ist; 

a — ■ Differenzierungen auf dem Gebiet der Frach- 
ten und Beförderungsbedingungen zwischen 
dem Binnenverkehr eines Mitgliedstaates und 


dem Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten. 
Diese Differenzierungen wurden bereits prak- 
tisch durch das „Gemeinsame Vorgehen'' be- 
seitigt, das die Aufhebung von Differenzierun- 
gen vorsieht bei 

ai — Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen, deren Anwendungsbereich sich auf 
alle Verbindungen im Binnenverkehr 
eines Mitgliedstaates, aber nicht auf 
den Verkehr von oder nach anderen 
Mitgliedstaaten erstreckt. 

Beispiel: Ein allgemeiner Tarif von 
allen Bahnhöfen nach allen Bahnhöfen 
eines Mitglicdstaates. 

a^ — Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen, deren Anwendungsbereich be- 
schränkt ist auf den Ausfuhrverkehr 

— nach einem oder mehreren Mitglied- 
staaten 

— oder nach Mitgliedstaaten und drit- 
ten Ländern. 

Beispiel: Ein allgemeiner Tarif, der 
nur auf den Ausfuhrverkehr nach einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten ange- 
wandt wird. 

a., — Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen, deren Anwendungsbereich be- 
schränkt ist auf den Einfuhrverkehr 

— aus einem oder mehreren Mitglied- 
staaten 

— aus Mitgliedstaaten oder dritten 
Ländern. 

Beispiel: Ein allgemeiner Tarif, der 
nur auf den Einfuhrverkehr aus Mit- 
gliedstaaten und bestimmten dritten 
Ländern angewandt wird. 

aj — Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen, deren Anwendungsbereich auf den 
Verkehr in bestimmten Verbindungen 
von oder nach anderen Mitgliedstaaten 
beschränkt ist. 

Beispiel: Ein Tarif, der für die Aus- 
fuhr nach einem oder mehreren Län- 
dern, jedoch nur über bestimmte Grenz- 
übergangspunkte, angewandt wird. 

a 5 — Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen, deren Anwendungsbereich auf den 
Durchfuhrverkehr durch das Hoheits- 
gebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
von oder nach einem oder mehreren 
anderen Mitgliedstaaten beschränkt ist. 

Beispiel: Ein Tarif, der für Beför- 
derungen von und nach Mitgliedstaaten 
in der Durchfuhr durch einen anderen 
Mitgliedstaat gilt. 

Neue Tarife dieser Art dürfen nicht eingeführt wer- 
den. 
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b) — Differenzierungen bei den Frachten und Be- 
förderungsbedingungen für Transporte von 
und nach Seehäfen oder ihnen in tariflicher 
Hinsicht gleichgestellten Häfen der Gemein- 
schaft, die sich aus folgenden Sachverhalten 
ergeben: 

bj — Beschränkung der derzeitigen allge- 
meinen Ausnahmetarife auf Beförde- 
rungen von und nach Häfen des betref- 
fenden Landes. 

Beispiel: Ein allgemeiner Tarif für 
Beförderungen von allen Inlandsbahn- 
höfen in der Ausfuhr über alle oder 
bestimmte Seehäfen. 

b2 — Die für eine bestimmte Zahl von Häfen 
des betreffenden Landes geltenden 
Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen, die aufgrund einer Nullregulie- 
rung, einer Port Equalization oder 
eines ähnlichen Systems gebildet sind, 
werden nicht für Häfen mit gleichwer- 
tigen Voraussetzungen in einem an- 
deren Mitgliedstaat gewährt. 

Beispiel: Ein Tarif wird auf Be- 
förderungen von einigen bestimmten 
inländischen Orten, z. B. von dem 
Punkt A nach den Häfen P, Pi und P^ 
im gleichen Land angewandt. Die Bin- 
nenfrachten APi und APo werden auf 
der Grundlage der Fracht AP nach der 
Port Equalization festgesetzt. Für Be- 
förderungen nach einem Hafen P3, der 
in einem anderen Mitgliedstaat liegt 
und gleichwertige Voraussetzungen 
aufweist, müßte für die Strecke AF 
(F ist der Grenzübergangspunkt zwi- 
schen A und P3) eine nach dem gleichen 
System der Port Equalization errech- 
nete Fracht AF angewandt werden. 

b3 — Einige Sonderfrachten und -beförde- 
rungsbedingungen werden nur für 
einen oder mehrere Häfen des betref- 
fenden Landes, nicht aber für die Hä- 
fen in einem anderen Mitgliedstaat, 
angewandt, während es im eigenwirt- 
schaftlichen Interesse des Verkehrsun- 
ternehmers läge, sie auch auf diese 
ausländischen Häfen anzuwenden. 

Beispiel: Ein Tarif für Beförderun- 
gen von A nach dem Hafen P des glei- 
chen Landes ist aus eigenwirtschaft- 
lichen Gründen (insbesondere aus 
W ettbewerbsgründen) gerechtfertigt. Er 
gilt aber nicht für die Strecke AF (F = 
Grenzübergangspunkt zwischen A und 
dem in dem anderen Mitgliedstaat ge- 
legenen Hafen Pj), obwohl der Ver- 
kehrsunternehmer an einer Beförde- 
rung über die Strecke AF das gleiche 
oder ein größeres Interesse hätte als 
über die Strecke AP. 

Diese Bestimmung regelt einen großen Teil 
der Tarife für Beförderungen von oder nach 


Seehäfen oder diesen in tariflicher Hinsicht 
gleichgestellten Häfen, ohne jedoch die Frei- 
heit der Festsetzung von Tarifen zu beein- 
trächtigen, für die Wettbewerbsgründe gel- 
tend gemacht und begründet nachgewiesen 
werden. 

c) — Differenzierungen, die aufgrund des Her- 

kunfts- oder des Bestimmungslandes der be- 
förderten Güter oder der Staatsangehörig- 
keit des Verkehrsnutzers auf dem Gebiet der 
Schiffahrtsabgaben, Hafengebühren oder der 
Entgelte für bestimmte Dienstleistungen be- 
stehen, vor allem Differenzierungen bei der 
Gewährung von vorteilhaften Sonderbedin- 
gungen, Benutzungsgebühren für Umschlags- 
anlagen, Schleppgebühren usw. 

Beispiel: Den Verkehrsnutzern wird be- 
sonderes Privatmaterial (Spezialwaggons, Be- 
hälter, Paletten usw.) je nach ihrer Staats- 
angehörigkeit oder dem Herkunfts- oder Be- 
stimmungsland der beförderten Güter zu ver- 
schiedenen Bedingungen zur Verfügung ge- 
stellt. 

d) — Differenzierungen aufgrund des Herkunfts- 

oder des Bestimmungslandes der beförderten 
Güter oder der Staatsangehörigkeit des Ver- 
kehrsnutzers, die sich aus Wegevorschriften 
oder anderen Maßnahmen ergeben, die die Be- 
förderung auf einer oder mehreren Strecken 
von oder nach einem oder mehreren Mitglied- 
staaten behindern. Diese Bestimmung steht 
einer durch Artikel 7 gerechtfertigten rationel- 
len Konzentration des Verkehrs nicht entge- 
gen. 

Beispiel: Bestimmte Grenzübergangsstel- 
len werden für den Verkehr von oder nach 
einem Mitgliedstaat ungerechtfertigt geschlos- 
sen, während sie für den Verkehr von oder 
nach anderen Mitgliedstaaten geöffnet sind. 

Zur Vermeidung von Zweifeln hinsichtlich des An- 
wendungsbereichs dieses Artikels auf die „Spedi- 
teure und Vermittler von Beförderungsleistungen 
oder die Unternehmen, die unmittelbar Hilfsverrich- 
tungen leisten" und im Hinblick darauf, daß gleiche 
Begriffe in den einzelnen Mitgliedstaaten verschie- 
dene Tätigkeiten umfassen können, wurden im An- 
hang der Verordnung für jeden einzelnen Mitglied- 
staat die entsprechenden Tätigkeiten aufgeführt. Das 
Verbot hinsichtlich der o. g. Tätigkeiten erstreckt 
sich auch auf Leistungen, die ein Unternehmen bei 
Beförderungen für eigene Zwecke ausführt, soweit 
die Voraussetzungen von Artikel 9 der Verordnung 
Nr. 11/60 erfüllt sind. 

Handelt es sich um eine in Absatz 2 a) genannte 
Maßnahme, die unter das „Gemeinsame Vorgehen" 
fällt, kann der Verkehrsunternehmer die Diskrimi- 
nierung beseitigen durch: 

— die Aufhebung dieser Maßnahme 

— oder: 

a) Ausdehnung der nur für den Binnenverkehr 
eines Mitgliedstaates geltenden Frachten 
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und Beförderungsbedingungen auf den Ver- 
kehr mit den Mitgliedstaaten und gegebenen- 
falls auf den Durchgangsverkehr durch Öster- 
reich und die Schweiz; 

b) Beschränkung der Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen für die Ausfuhr auf den 
Verkehr nach dritten Ländern sowie gleich- 
zeitige Ausdehnung auf den Durchfuhrver- 
kehr aus den anderen Mitgliedstaaten; 

c) Beschränkung der Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen für die Einfuhr auf den 
Verkehr aus dritten Ländern sowie gleich- 
zeitige Ausdehnung auf den Durchfuhrver- 
kehr nach den anderen Mitgliedstaaten; 

d) Beschränkung der in bestimmten Verkehrs- 
verbindungen anwendbaren Frachten und Be- 
förderungsbedingungen für die Einfuhr oder 
Ausfuhr auf den Verkehr mit dritten Län- 
dern; 

e) Beschränkung der Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen für die Durchfuhr auf den 
Durchgangsverkehr von und nach dritten 
Ländern. 


Artikel 2 

In diesem Artikel wird der Anwendungsbereich des 
Verbots nach Artikel 1 bestimmt, das für den Ver- 
kehr der drei Binnenverkehrsträger sowohl inner- 
halb eines Mitgliedstaates als auch zwischen den 
Mitgliedstaaten gilt. Eine Sonderbestimmung (Ar- 
tikel 4) befaßt sich mit den je nach dem Herkunfts- 
oder Bestimmungsland der beförderten Güter oder 
der Staatsangehörigkeit des Verkehrsnutzers unter- 
schiedlichen Preisen und Bedingungen für den Ver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Län- 
dern. 

Diese Verordnung ist nicht auf Frachten und Beför- 
derungsbedingungen gemäß Artikel 70 des Vertra- 
ges über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl anwendbar. 


Artikel 3 

Wird eine Beförderung aufgrund eines einzigen Be- 
förderungsvertrages von mehreren Verkehrsunter- 
nehmen ausgeführt, so gilt diese Verordnung für 
jeden dieser Verkehrsteilnehmer. 

Artikel 4 

Bestimmte Preise und Bedingungen, deren Anwen- 
dungsbereich auf den Ausfuhr-, Einfuhr- oder 
Durchgangsverkehr von oder nach dritten Ländern 
beschränkt ist und die nicht nach Artikel 1 dieser 
Verordnung verboten sind, können demnach einen 
Nachteil für die Gemeinschaft darstellen. In diesem 
Fall muß die Kommission ermächtigt werden, nach 
Anhörung der beteiligten Mitgliedstaaten eine Ent- 
scheidung zu ihrer Beseitigung zu erlassen. Sie soll 
hierbei bestimmte Kriterien berücksichtigen, z. B. 
die Notwendigkeit, den Wettbewerb zwischen den 


Mitgliedstaaten nicht zu verfälschen und den Han- 
del zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Län- 
dern zu fördern. 

Artikel 5 

Das Verbot in Artikel 1 wird am . . . wirksam 
(6 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung). 
Da jedoch die in Absatz 2 a) des Artikels 1 genann- 
ten nicht gerechtfertigten Differenzierungen auf dem 
Gebiet der Frachten und Beförderungsbedingungen 
zwischen dem Binnenverkehr eines Mitgliedstaates 
und dem Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
praktisch bereits im Rahmen des „Gemeinsamen 
Vorgehens" beseitigt worden sind, ist die Verpflich- 
tung der Mitgliedstaaten vorzusehen, keine im Wi- 
derspruch mit diesem „Gemeinsamen Vorgehen" 
stehenden Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 6 

Absatz 1 enthält die nicht verbotenen Differenzie- 
rungen nach dem Herkunfts- oder Bestimmungsland 
der beförderten Güter oder aufgrund der Staats- 
angehörigkeit des Verkehrsnutzers. 

Er lehnt sich an Artikel 12 der Verordnung Nr. 
11/60 an, gilt jedoch auch für die Unternehmen, die 
Differenzierungen im Sinne dieser Verordnung vor- 
nehmen können, insbesondere für das Verkehrs- 
hilfsgewerbe, und berücksichtigt außerdem die bis- 
herigen Erfahrungen. Da es ferner bei der Aus- 
legung des Begriffs „wirtschaftliche Betriebsbedin- 
gungen" in der Verordnung Nr. 11/60 zu Meinungs- 
verschiedenheiten kam, wird vorgezogen, in dieser 
Verordnung von Differenzierungen im „eigenwirt- 
schaftlichen Interesse des Unternehmers" zu spre- 
chen, da dies ein genauerer und im Verkehr ge- 
bräuchlicher Begriff ist. 

Bei den Preisen und Bedingungen aus Wettbewerbs- 
gründen, die im eigenwirtschaftlichen Interesse des 
Unternehmens angewandt werden, ist es wichtig, 
zwischen Differenzierungen aufgrund nachgewiese- 
nen tatsächlichen Wettbewerbs und solchen, für die 
potentieller Wettbewerb behauptet wird, zu unter- 
scheiden. In letzterem Fall handelt es sich um Maß- 
nahmen, die bedeutende wirtschaftliche Folgen ha- 
ben, die nur mit großen Schwierigkeiten gerechtfer- 
tigt überprüft werden können. Um jeden Mißbrauch 
zu vermeiden, müssen diese Differenzierungen zu- 
vor von der Kommission genehmigt werden. Des- 
halb ist in Absatz 2 hierfür ein besonderes Verfah- 
ren vorgesehen. Ein solches Verfahren kann die 
Unternehmen nicht behindern, da nur wenige Diffe- 
renzierungen dieser Art bestehen und sie außerdem 
von den beteiligten Unternehmen oder Staaten 
immer besonders eingehend und lange geprüft wer- 
den. 


Artikel 7 

Die in diesem Artikel enthaltenen Auflagen sind 
erforderlich, damit die Kommission über die beibe- 
haltenen oder neu eingeführten Differenzierungen 
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unterrichtet wird und diese nach dem in Artikel 8 
vorgesehenen Verfahren prüfen kann. 

Artikel 8 

Dieser Artikel enthält das Verfahren für die Prü- 
fung der in Artikel 1, 4 und 6 genannten Differen- 
zierungen durch die Kommission. 

Den Absätzen 1 und 4 liegt Artikel 79 Absatz 4 des 
Vertrages zugrunde. 

Absatz 2 gibt der Kommission die Möglichkeit, zu- 
sätzliche Angaben zu verlangen. 

Das in Artikel 6 der Verordnung Nr. 11 vorge- 
sehene Beförderungspapier enthält Angaben, die 
die Kommission zur Durchführung dieser Verord- 
nung nötig haben könnte. Nach Artikel 8 Absatz 3 


können diese Angaben auch zum Vollzug dieser 
Verordnung verwertet werden. 

Artikel 9 und 10 

Diese Artikel entsprechen, abgesehen vom Datum, 
dem Artikel 14 der Verordnung Nr. 11. Es erschien 
jedoch zweckmäßig, besondere Artikel für die Kon- 
trollverpflichtungen der Mitgliedstaaten und die 
Zuständigkeit der Kommission auf diesem Gebiet 
vorzusehen. 

Artikel 11 und folgende 

Diese Artikel entsprechen, abgesehen von einigen 
notwendigen Änderungen, den Artikeln 15 ff. der 
Verordnung Nr. 11. 


10 



